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Liebe Mitglieder und Freunde 
 
Auf Seiten deutscher 
Unternehmen, die in der 
Slowakei erfolgreich Geschäfte 
tätigen, besteht ein Grund-
bedürfnis, über die Entwicklung 
der rechtlichen Rahmen-
bedingungen im Land auf dem 
Laufenden zu bleiben. In 
Anbetracht häufig wechselnder 
Gesetzestexte ein aufwändiges Unterfangen. Um 
Ihnen die Recherche nach Rechts– und Steuer-
informationen zu erleichtern, haben wir ein neues 
Newsletterformat entwickelt.  
 

Vor Ihnen liegt nun die erste Ausgabe unseres 
Newsletters Recht & Steuern, der Sie künftig alle 
zwei Monate gezielt über rechtliche Grundlagen 
und aktuelle Gesetzesänderungen informieren 
wird.  
 

Auf den nachfolgenden Seiten beleuchten 
Experten aus renommierten Rechtsanwalts– und 
Steuerberatungskanzleien praxisrelevante Themen 
und Fragestellungen aus ihren jeweiligen 
Fachgebieten. Da sämtliche Autoren zu 
Mitgliedern der DSIHK gehören, finden Sie auch 
gleich die jeweiligen Kontaktdaten, falls Sie 
bestimmte Fragen eingehender erörtern möchten.    
 

Wir wünschen Ihnen eine angenehme Lektüre. 
 
Ihre Katharina Getlik   
Bereichsleiterin Marktberatung & Recht 

VORWORT 
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ARBEITSRECHT 

Geburtstag der Konkurrenzklausel  
 
Die Konkurrenzklausel beruht auf einer Vereinbarung zwischen Arbeitgeber und Arbeit-
nehmer, die bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses eine konkurrenzhafte Erwerbstätigkeit 
unterbinden soll. Eine solche Beschränkung kann für maximal ein Jahr vereinbart werden und 
nur dann, wenn der Arbeitnehmer Zugang zu nicht üblich erreichbaren Informationen hatte. 
Dem Arbeitnehmer steht für jeden Monat der Einhaltung eine finanzielle Kompensation in 
Höhe von mindestens der Hälfte seines letzten durchschnittlichen Monatsverdienstes zu.  

Gleichzeitig ist es möglich, die Verpflichtung des Arbeitnehmers zur Leistung einer 
finanziellen Entschädigung im Falle einer Verletzung der Konkurrenzklausel zu vereinbaren. 
Die Entschädigung darf nicht die vom Arbeitgeber gewährte Gesamtsumme für die Einhaltung 
der Konkurrenzklausel überschreiten. Der Vorteil ist dabei das Entfallen der Verpflichtung, 
die Schadensentstehung nachzuweisen. Was geschieht jedoch in dem Fall, wenn der 
entstandene Schaden die Höhe der Entschädigung überschreitet? Bei einem Schaden, der 
während der Dauer der Konkurrenzklausel entstanden ist, wird die gerichtliche Beurteilung 
der Natur der vereinbarten Entschädigung maßgeblich sein. Soweit diese als Vertragsstrafe 
betrachtet würde, würde der Arbeitgeber etwaige Schadenersatzansprüche verlieren.  

Soweit keine Entschädigung vereinbart wurde, kann der Arbeitgeber bei Verstößen gegenüber 
dem Arbeitnehmer einen Schadenersatz geltend machen und zwar in voller Schadenshöhe 
einschließlich des entgangenen Gewinns.   

 
JUDr. Pavol Rak, PhD.  Mgr. Andrea Hlisnikovská  
pavol.rak@noerr.com  andrea.hlisnikovská@noerr.com  
www.noerr.com 

Vorsicht vor gemeinsamen Handlungen von Geschäftsführer und Prokurist  
 
Werden in Ihrer Gesellschaft Verträge durch einen Geschäftsführer gemeinsam mit einem 
Prokuristen unterzeichnet? Deutsche Unternehmen in der Slowakei wünschen oft gerade diese 
„gemischte Gesamtvertretung“ der Gesellschaft. Beide Rechtssysteme unterscheiden 
zwischen den Handlungen im Namen der Gesellschaft und der Vertretung der Gesellschaft, 
verstehen aber deren Kombinierbarkeit unterschiedlich. 

Im Namen der Gesellschaft handelt ausschließlich der Geschäftsführer. Dieser handelt direkt 
für die Gesellschaft bzw. ist als physischer Repräsentant des Willens der juristischen Person 
anzusehen. Die Prokura hingegen ist ein spezieller Typ der gesetzlichen Bevollmächtigung. 
Der Prokurist nimmt Rechtshandlungen im Namen der Gesellschaft als ihr Vertreter vor, er ist 
also ein Zwischenglied zwischen der Gesellschaft und ihren Vertragspartnern. 

Auf Grund dieser unterschiedlichen Stellung des Geschäftsführers und des Prokuristen ist die gemischte 
Gesamtvertretung nicht im Einklang mit slowakischem Recht. Trotzdem gibt es immer noch Gesellschaften, 
welche die gemischte Gesamtvertretung wirksam im Handelsregister eingetragen haben. Wenn Sie zu diesen 
Unternehmen gehören, empfehlen wir Ihnen, die Handlungen im Namen der Gesellschaft durch einen 
Geschäftsführer von der Vertretung der Gesellschaft durch einen Prokuristen so früh wie möglich zu trennen, um 
eine eventuelle Unwirksamkeit der Verträge, die Ihre Firma auf diese Art und Weise unterzeichnen könnte, zu 
vermeiden.  

 
Mgr. Ing. Dávid Oršula 
david.orsula@bnt.eu 
www.bnt.eu 
 

CORPORATE GOVERNANCE 



 

ENERGIE– UND UMWELTRECHT 

Neue Netzzugangsgebühren zulässig?  
 
Ab dem 1.1.2014 müssen Stromerzeugungsanlagen an den Netzbetreiber ein Netzzugangs-
entgelt ("G-Komponente") zahlen, das nach heutigen Preisen ca. EUR 20.000/MW im Jahr 
ausmacht. Die konkrete Höhe steht erst im Spätherbst 2013 fest, wenn der Regulator URSO 
über die Preisvorschläge der Netzbetreiber entschieden hat.  

Es gibt Argumente gegen die Höhe oder Zulässigkeit dieses Entgelts:  
 

• Nach einer EU-Verordnung dürfte das Netzzugangsentgelt max. EUR 0,50/MWh, und nicht 
wie vorgesehen EUR 1,10 EUR/MWh, betragen.  

• Dieses Netzzugangsentgelt steht im Widerspruch zum Gesetz über erneuerbare Energie. 
Ökostromanlagen haben einen garantierten Einspeisetarif, der nicht durch die Hintertür 
durch eine Netzzugangsentgelt herabgesetzt werden kann. Da Ökostromanlagen den Strom an den 
Netzbetreiber verkaufen, und nicht wie sonstige Energieerzeuger das Netz zur Durchleitung nutzen, ist es 
schwer nachvollziehbar, wenn Ökostromanlagen für eine Leistung zahlen müssten, die sie nicht in Anspruch 
nehmen.  

• Bei bestehenden Anlagen wird durch die nachträgliche Einführung einer solchen Gebühr in verschiedenste 
Grundrechte eingegriffen.  

• Wir empfehlen, bis zum 1.1.2014 gegen das Entgelt Druck zu machen und nach dem 1.1.2014 das verrechnete 
Netzzugangsentgelt nur unter Vorbehalt zu bezahlen, um den Netzzugang nicht zu gefährden, und das Geld im 
Anschluss (gerichtlich) von dem Netzbetreiber zurück zu verlangen. 

 
Mag. Bernhard Hager, LL.M. 
bernhard.hager@dhplegal.com 
www.dhplegal.com 

Was kann man mit Genugtuung anfangen?   
 
Die Beschleunigung von Kommunikations- und Datenflüssen via Internet hat ohne Zweifel zur 
Verbreitung von Schmähungen an Ruf, Marke, Logo oder der Unternehmensbezeichnung 
beigetragen. Unlauterer Wettbewerb ist gegenwärtig ein wachsendes Phänomen. 

Das slowakische Recht gewährt die Möglichkeit, sich mit Unterlassungsklagen, Klagen auf 
Beseitigung der entstandenen Folgen, Schadenersatzklagen, Klagen auf Herausgabe 
ungerechtfertigter Bereicherung, aber auch auf angemessene Genugtuung zu wehren. 

Die Basis einer angemessenen Genugtuung stellt der Anspruch auf Moralsatisfaktion dar. 
Meistens erfolgt dabei die Entschuldigung oder Veröffentlichung des Rechtsurteils auf Kosten 
des Beklagten. Interessanter ist jedoch eine angemessene finanzielle Genugtuung. Die 
Kriterien für die Feststellung deren Höhe sind nämlich nicht gesetzlich geregelt. 

Der Kläger muss beweisen, dass seine Rechte durch unlauteren Wettbewerb in erheblichem 
Maß betroffen wurden und eine Moralsatisfaktion ungenügend ist. Ein geeignetes Beispiel ist 
ein nachweisbarer Kundenverlust, Bezweifelung der Identität des Klägers auf dem Markt, 
markante Schwächung seiner Wettbewerbsfähigkeit und Vertrauenswürdigkeit aus Sicht seiner 
Geschäftspartner sowie eigener Arbeitnehmer. Die Höhe der angemessenen Genugtuung ist 
bei unlauterem Wettbewerb aufgrund der freien Erwägung des Gerichtes zu bestimmen.   

 
JUDr. Pavol Rak, PhD.  Mgr. Lukáš Makara, LL.M.  
pavol.rak@noerr.com  lukas.makara@noerr.com 
www.noerr.com 
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INTERNATIONALES STEUERRECHT 

Änderungen im KStG für grenzüberschreitende Transaktionen   
 
Im September erfolgte die erste Lesung der Novelle des KStG im Parlament. Ziel dieser 
Novelle ist die Vermeidung von Steuerflucht durch grenzüberschreitende Transaktionen. 

Zu den wichtigsten Änderungen gehört die Einführung der Definition eines Steuerpflichtigen 
aus einem Nichtvertragsstaat. Unter diesem Begriff ist ein Subjekt mit festem Wohn- oder 
Firmensitz in einem Land außerhalb der EU und des EWR oder einem Staat zu verstehen, mit 
dem die Slowakei kein Doppelbesteuerungsabkommen oder keinen Vertrag über Informations-
austausch abgeschlossen hat. Falls „einem solchen Steuerpflichtigen Einkünfte zufließen, die 
in der Slowakei der Quellen- oder Sicherungssteuer unterliegen, hat der diese Einkünfte 
auszahlende Steuerzahler den erhöhten Steuersatz von 35% geltend zu machen“. 

Angesichts der geplanten Änderungen bei der Besteuerung von Anteilsübertragung zwischen 
Nichtansässigen laufen derzeit Gespräche mit dem slowakischen Finanzministerium. 

Es sollte eine Änderung bezüglich der Wahlmöglichkeit für Verrechnungspreismethoden zur 
Bewertung von Transaktionen zwischen ausländischen verbundenen Unternehmen in das KStG 
implementiert werden, die die Abkehr von einer strengen Hierarchie hin zu der 
fallspezifischen Wahl der geeignetsten Methode. Zugleich wird die Frist zur Vorlage der 
Dokumentation von derzeit 60 Tagen auf 15 Tage ab Zustellung der Aufforderung gekürzt.  

Weiterführende Informationen zu diesem Thema finden Sie auf unserer Homepage.  
 
Renáta Bláhová, FCCA, LL.M.    Martin Michalides P LL.M.  
renata.blahova@bmbleitner.sk   martin.michalides@bmbleitner.sk 
www.bmbleitner.sk/en 

Versteuerung der Einkünfte von juristischen Personen   
 
Die geplante Novelle des Einkommensteuergesetzes bringt bedeutende Änderungen mit sich. 
Eine davon ist die Verschärfung der Bedingungen für die Erhöhung der Steuerbemessungs-
grundlage (StBG) um die nicht bezahlten Verbindlichkeiten oder um einen Teil dieser.  

Der zeitliche Test für die Erhöhung der StBG um die Höhe der nicht bezahlten Verbindlichkeit 
soll mit dem zeitlichen Test der steuerlichen Anerkennung der Wertberichtigungen zu den 
Forderungen vereinigt werden. Maßgeblich ist ebenfalls die Anzahl der Tage nach der 
vereinbarten Fälligkeit, wobei:  
• nach dem Ablauf von mehr als 360 Tage erhöht sich die StBG mindestens um 20% des 
Nominalwertes der Verbindlichkeit oder ihres nicht bezahlten Teiles  
• nach dem Ablauf von mehr als 720 Tage erhöht sich die StBG mindestens um 50% des Nominalwertes der 
Verbindlichkeit oder ihres nicht bezahlten Teiles  
• nach dem Ablauf von mehr als 1.080 Tage erhöht sich die StBG um 100% des Nominalwertes der Verbindlichkeit 
oder ihres nicht bezahlten Teiles.  

Die bei Entstehung der Verbindlichkeit vereinbarte Fälligkeit kann für Zwecke der StBG nicht verlängert werden. 
Diese Regelung betrifft die Verbindlichkeiten, welche den steuerlich anerkannten Ausgaben obliegen, inklusive 
der Ausgaben zu dem Vermögen, den Vorräten, finanziellem und sonstigen Vermögen, bei welchen die Ausgabe 
(Aufwendung) bei der Inbetriebnahme oder bei der Außerbetriebsnahme entsteht.   

  
Ing. Katarína Diničová 
katarina.dinicova@tpa-horwath.sk 
www.tpa-horwath.sk     
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VERGABERECHT 

Zwingende Eintragung in die "Liste der Unternehmer"  
 
Nach der aktuellen Novelle des Vergabegesetzes („VergG“) ist die Vergabe eines öffentlichen 
Auftrages seit 1.7.2013 nur an einen Zuschlagsempfänger zulässig, welcher die Erfüllung der 
Eignungskriterien (z.B. Fehlen von Steuerrückständen, Befugnis zur Auftragserbringung) durch 
die Eintragung in die sog. „Liste der Unternehmer“ nachweist. Daher ist die Eintragung in die 
Liste der Unternehmer eine zwingende Voraussetzung für die Teilnahme an öffentlichen 
Ausschreibungen. 

Die Liste der Unternehmer ist ein allgemein zugängliches Verzeichnis. Es wird vom 
Vergabeamt („ÚVO“) geführt und auf seiner Homepage veröffentlicht. 

Die Eintragung in die Liste der Unternehmer ist vom Unternehmer bei ÚVO zu beantragen. Der 
Musterantrag ist auf der Homepage des ÚVO als elektronisches Formular erhältlich. Der Antrag hat alle Angaben 
und Beilagen gemäß § 129 VergG zu enthalten. 

Die Eintragung in die Liste der Unternehmer ist gültig für die Dauer von drei Jahren. Der Unternehmer ist jedoch 
verpflichtet, allfällige Änderungen relevanter Daten bei ÚVO zu melden (z.B. neuer Sitz, Änderung von 
Geschäftsführern bzw. Vorstandsmitgliedern). Falls ein Unternehmer in der Liste der Unternehmer bereits vor 
dem Inkrafttreten der aktuellen Novelle eingetragen war, sollte er die Gültigkeit und Vollständigkeit der 
veröffentlichten Angaben überprüfen, um keinen Ausschlussgrund zu riskieren. 

 
Dr. Ľubica Páleníková 
lubica.palenikova@wolftheiss.com 
www.wolftheiss.com 
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ZEIGEN SIE IHR ENGAGEMENT IN DER AUSBILDUNG    
 

 
 

Helfen Sie mit, durch Etablierung von 
Mindeststandards für die Praktikantenbetreuung 
nähere Synergien zwischen Schule und Praxis 
herzustellen und beteiligen Sie sich an einer 
Gemeinschaftsinitiative von Unternehmen unter der 
Schirmherrschaft der DSIHK.  

 
• Unterstreichen Sie Ihr Engagement für  

eine praxisorientierte Berufsausbildung. 
• Machen Sie sich vor Ort als Arbeitgeber  

attraktiver für Nachwuchskräfte. 
• Führen Sie ein objektiv kontrolliertes 

Qualitätsmanagement für die  
Praktikantenbetreuung ein. 

Fachnewsletter der Deutsch-Slowakischen Industrie– und Handelskammer 

& Recht   Steuern 

01 / 2013 


